
Von Thomas Öchsner

Berlin – Die Präsidentin des Berliner So-
zialgerichts, Sabine Schudoma, ist eine
Liebhaberin blumiger Vergleiche. Die
Aktenberge am größten deutschen Sozial-
gericht, das 2011 mit 40 000 offenen Ver-
fahren so viele wie noch nie zählte, ver-
gleicht sie mit einem „gewaltigen Fels-
massiv“ wie dem Harzer Brocken. Und
wenn die Juristin über die ungebremste
Welle der Hartz-IV-Klagen spricht, sagt
sie mit einem Seitenhieb auf den öffentli-
chen Nahverkehr in der Hauptstadt:
„Niemand kann mehr mit Sicherheit sa-
gen, wann am Berliner Hauptbahnhof
die nächste S-Bahn einfährt. Wann am
Berliner Sozialgericht die nächste Klage
eingeht, ist hingegen vorhersehbar. Auch
2011 erreichten die Klagen das Sozialge-
richt im Zwölf-Minuten-Takt.“ Bei 70
Prozent der Klagen geht es nach wie vor
um Hartz IV. Entgegen der Voraussagen
vieler Experten gibt es in Berlin bislang
aber nur wenig Klagen gegen das neue
Bildungspaket und die Neuberechnung
der Hartz-IV-Regelsätze, die die Sozial-
verbände für verfassungswidrig halten.

Noch in diesem Monat wird in dem So-
zialgericht die 150 000. Hartz-IV-Klage
seit sieben Jahren eingehen. Trotz der
leicht rückläufigen Zahl der Neuklagen
im vergangenen Jahr auf knapp 31 000
sieht die Gerichtspräsidentin hier keine
Trendwende: „Die Hartz-IV-Klageflut
trifft uns weiter mit voller Wucht.“ Meist
geht es dabei um die Berechnung von Un-
terkunftskosten, um Leistungskürzun-
gen wegen Sanktionen oder um die Fra-
ge, wie ein Einkommen auf die Hartz-IV-
Leistungen anzurechnen ist.

Wie schon in den Vorjahren bekom-
men viele Kläger vor Gericht Recht. Bei
mehr als jedem zweiten Fall (54 Prozent)
sind die Anliegen derjenigen, die auf die
staatliche Grundsicherung angewiesen
sind, ganz oder teilweise berechtigt. In
anderen Rechtsgebieten beträgt die Er-
folgsquote nur ein Drittel. Es seien, sagt
Schudoma, seit Jahren dieselben Proble-
me. Doch nichts ändere sich. „Verbesse-
rungsvorschläge aus der Praxis versan-
den in der Politik“, kritisiert die Ge-
richtspräsidentin.

Eine Schlüsselrolle sieht sie auch bei
den Jobcentern, die sich um die Hartz-IV-

Empfänger kümmern. Falsche Hartz-IV-
Bescheide ließen sich bereits vor dem Ein-
schalten eines Sozialgerichts korrigie-
ren, durch ein Widerspruchsverfahren.
Ein klärendes Gespräch zwischen den
Hilfebedürftigen und den Mitarbeitern
in den Behörden der Bundesagentur für
Arbeit (BA) und der Kommunen bleibe je-
doch häufig aus. „Zu oft setzt man sich
erst im Gerichtssaal an einen Tisch“, kri-
tisiert Schudoma. Sie spricht sich des-
halb dafür aus, noch mehr „zu schlichten
statt zu richten“. Das funktioniert schon
jetzt häufig gut: Vier von fünf Fällen wer-
den in Berlin ohne Spruch eines Sozial-
richters erledigt, weil die Beteiligten an
dem Verfahren vorher einen Kompro-
miss finden.

Bei den Jobcentern sieht die Frau an
der Spitze des größten deutschen Sozial-
gerichts „keine Schlamperei“. Sie weist
aber darauf hin, dass die Angestellten in
den Ämtern mit ihrer Arbeit häufig nicht
hinterherkämen. Für schnellere Gerichts-
verfahren fehlten dann deren Stellung-
nahmen. „Allzu oft bekomme ich von Job-
centern die Antwort: ,Aufgrund von Per-
sonalmangel kommt es derzeit zu Verzö-
gerungen’“, sagt Schudoma. Monat für
Monat erreichten das Gericht deshalb
Dutzende Untätigkeitsklagen. „Statt
Rechtsfragen zu lösen, wird das Gericht
zum Mahnbüro.“ Die Gerichte seien über-
lastet, weil die Jobcenter überfordert sei-
en. „Die Zeche zahlt der Steuerbürger.
Das ärgert mich“, schimpft die Juristin.

Und was passiert mit dem Aktenberg
der 40 000 unerledigten Verfahren? Die
Gerichtspräsidentin gibt auf diese Frage
eine lapidare Antwort: „Wir arbeiten wei-
ter. Mehr kann ich nicht sagen.“

Von Susanne Höll

Kiel – Den politischen Jahresauftakt be-
gehen die Sozialdemokraten in Kiel.
Dort traf sich der Vorstand der SPD-Bun-
destagsfraktion aus einem einzigen
Grund. In Schleswig-Holstein findet – zu-
mindest nach aktuellem Stand – die einzi-
ge Landtagswahl dieses Jahres statt, die
der Bundes-SPD zeigen wird, wie es um
ihr Ansehen auf dem Weg zur Bundes-
tagswahl bestellt ist. Das war 2011 an-
ders. Damals konnten die Sozialdemo-
kraten ihr Glück in mehreren Wahlen ver-
suchen. Die Abstimmung am 6. Mai in
Schleswig-Holstein ist einer der ganz we-
nigen kalkulierbaren politischen Termi-
ne dieses Jahres, das sich für die Sozialde-
mokraten insgesamt als schwierig erwei-
sen könnte. Jedenfalls dann, wenn sich
die Turbulenzen der ersten Januartage
fortsetzen. Umso wichtiger ist für die
SPD ein Sieg am 6. Mai bei der Landtags-
wahl. Und deshalb schwärmte die Spitze
der Bundestagsfraktion am Mittwoch-
abend im Norden zur Stimmenwerbung
aus.

„Munter und fröhlich“ seien die Sozial-
demokraten, stellten der schleswig-hol-
steinische Landesvorsitzende Ralf Steg-
ner und SPD-Fraktionschef Frank-Wal-
ter Steinmeier beim Jahresempfang der
Nord-SPD fest. Tatsächlich machten die
Nord-Genossen bei dem Abend im über-
vollen Raum eines Kieler Kulturzen-
trums einen ziemlich einträchtigen Ein-
druck. Gut möglich, dass es dort im Früh-
sommer eine rot-grüne Landesregierung
gibt. Gewiss ist es aber nicht.

Anderswo kann von munterer Ein-
tracht freilich nicht die Rede sein. Der
Vorsitzende Sigmar Gabriel und General-
sekretärin Andrea Nahles lieferten sich
vergangene Woche zum Entsetzen ihrer
Kollegen ein öffentliches Scharmützel.
Vielleicht-Kanzlerkandidat Peer Stein-
brück provozierte innerparteiliche Geg-
ner mit neuer Kritik an der Abkehr der
SPD von der Rente mit 67. In der saarlän-
dischen SPD dürfte die Frage, ob man
gleich in eine große Koalition geht oder
sich erst einer Neuwahl mit unsicherem
Ausgang stellt, lebhafte Debatten auslö-
sen. Der Untersuchungsausschuss des
Bundestages, der alsbald die Pannen der
Sicherheitsbehörden bei der Fahndung
nach den Neonazi-Mördern aufklären

soll, wird den Sozialdemokraten allerlei
Unbill eintragen, weil sie, wie auch die
Union, in den vergangenen zwölf Jahren
Innenminister sowie Polizei- und Verfas-
sungsschutzchefs stellte.

Die Umfragewerte für die Bundes-
SPD wollen sich trotz aller Diskussionen
um Bundespräsident Christian Wulff
und die marode FDP nicht bessern und
liegen weiterhin unter der für eine Volks-
partei bedeutsamen 30-Prozent-Marke.
Und dass die Troika der Kanzlerkandida-
ten-Bewerber Gabriel, Steinbrück und
Steinmeier die nächsten Monate, ge-
schweige denn das ganze Jahr einigerma-
ßen harmonisch übersteht, können die
Beteiligten mitsamt ihrer Partei nur hof-
fen, aber nicht garantieren. Der An-
spruch der SPD, bei der Bundestagswahl
2013 stärkste Partei zu werden, klingt in
diesen Tagen hohl.

Übrigens auch in den Ohren namhaf-
ter SPD-Politiker, die den Konflikt zwi-

schen Gabriel und Nahles fassungslos
verfolgten. Zur Erinnerung: Nahles hatte
am Wochenende eine Neuwahl für den
Fall ins Gespräch gebracht, dass Wulff
doch zurücktreten sollte. Das hatte Ga-
briel erbost, schließlich wollte er zuletzt
dem Eindruck entgegentreten, die SPD
wolle parteipolitisches Kapital aus der
Bundespräsidenten-Diskussion ziehen.
Zweimal fuhr er Nahles über den Mund,
zuletzt im Fernsehen. Das hätten er und
Nahles eleganter lösen können, klagen
zahlreiche Sozialdemokraten. Und ver-
langten: „Das darf sich nicht wiederho-
len.“

Nun ist es eine lang bekannte Tatsa-
che, dass Gabriel und Nahles ein, vorsich-
tig gesagt, schwieriges Verhältnis haben.
Zwei Jahre lang schafften sie es aller-
dings, die Differenzen nicht allzu publik
werden zu lassen. Der Bundesparteitag
im Dezember, den beide maßgeblich zu
verantworten hatten, war allerdings aus

Sicht aller Beteiligten ein Erfolg. Ob ihre
Arbeitsbeziehung noch zu kitten ist, ist
ungeklärt. Klar ist aber, dass ein Bundes-
tagswahlkampf mit einer verfeindeten
Spitze nicht erfolgreich geführt werden
kann, ganz egal, wer schlussendlich
Kanzlerkandidat wird.

Auch wecken solche Auseinanderset-
zungen Erinnerungen an die letzten Re-
gierungsjahre der SPD in der großen Koa-
lition. Parteikollegen gingen miteinan-
der um wie Feinde, nach dem katastro-
phalen Ergebnis der Bundestagswahl
2009 gelobten alle Besserung, zwischen-
zeitlich war tatsächlich das Gefühl neuer
Harmonie spürbar. „Rückfälle wie dieser
zerstören das ganze neu erworbene Ver-
trauen “, beschrieb ein SPD-Stratege die
Lage nach dem jüngsten Führungsstreit.

In der Kanzlerkandidaten-Troika sind
bislang keine Risse spürbar, alle drei
sind, jedenfalls im Moment, ziemlich ent-
schlossen, den Bewerber erst nach der

Landtagswahl in Niedersachsen im Janu-
ar 2013 zu nominieren. Doch möglicher-
weise werde man so lange nicht durchhal-
ten, weil das Kandidaten-Spiel nicht
noch ein ganzes Jahr funktioniere und
langweilig werde, sagen namhafte Sozial-
demokraten. Die vermeinen zudem,
wachsende Lust Gabriels auf das Heraus-
fordereramt festzustellen. Wenn Stein-
brück es tatsächlich ernst meine mit sei-
nen Plänen, müsse er sich für dieses Jahr
eine Strategie zurechtlegen, heißt es aus
diesem Kreis weiter.

Eine Kür schon im Herbst dieses Jah-
res birgt aber für den Kandidaten und
mithin die gesamte SPD ein großes Risi-
ko. Ein ganzes Jahr lang muss er dann ge-
gen Kanzlerin Angela Merkel bestehen.
Deren Ansehen an der Spitze einer kei-
neswegs starken Bundesregierung
nimmt kaum Schaden. „An Merkel
bleibt einfach nichts kleben“, seufzte ein
Sozialdemokrat in Kiel.

Von Wolfgang Janisch

Karlsruhe – Andreas Ernemann, so viel
steht fest, wird in die Rechtsgeschichte
eingehen. Zum Jahresanfang begann sei-
ne Karriere als doppelter Senatsvorsit-
zender beim Bundesgerichtshof (BGH);
man hatte ihm neben dem 4. auch den
2. Strafsenat zugeteilt. Und seit diesem
Mittwoch ist diese Karriere zumindest so
halb schon wieder zu Ende: In der ersten
Verhandlung des Jahres entschied ebenje-
ner 2. Strafsenat, Ernemann dürfe gar
nicht Vorsitzender sein – weil „es ab-
strakt nicht möglich ist, zwei Senate
durch eine Person zu leiten“, lautete der
von ihm selbst verlesene Beschluss. Der
Prozess, es ging um sexuelle Nötigung,
musste ausgesetzt werden.

Die Justizposse ist der vorläufige Höhe-
punkt eines seit Februar 2011 schwelen-
den Besetzungsstreits am BGH. Als der
Vorsitz des 2. Senats vakant wurde, hatte
sich der bisherige Stellvertreter Thomas
Fischer für den Job beworben, ein brillan-
ter Strafrechtler und Autor eines Kom-

mentars, der auf nahezu allen Richter-
tischen Deutschlands steht. Doch weil
der eigenwillige und bisweilen scharfzün-
gige Fischer dem BGH-Präsidenten
Klaus Tolksdorf als potentieller Konflikt-
herd erschien, stufte er den stets mit Best-
noten bedachten Fischer in der für die
Stellenbesetzung maßgeblichen Bewer-
tung eine Stufe herunter, wegen Zwei-
feln an dessen „persönlicher Eignung“.
Zwar hatte Fischer mit einer Klage ge-
gen das Zeugnis vor dem Verwaltungsge-
richt Karlsruhe Erfolg – doch ein Vorsit-
zender ist noch immer nicht ernannt.

Weil die Stelle bereits fast ein Jahr
nicht ordnungsgemäß besetzt ist – Fi-
scher leitete den Senat kommissarisch –,
stellte sich mit wachsender Schärfe die
Frage nach dem „gesetzlichen Richter“.
Mit diesem Begriff umschreiben Juristen
den Grundpfeiler einer willkürfreien Jus-
tiz: Wer für welchen Fall zuständig ist,
muss penibel nach den Regeln von Ge-
setz und Geschäftsverteilung festgelegt
sein – weshalb bereits eine verzögerte
Stellenbesetzung ein Problem ist. Ein hal-

bes Jahr, so hat das Bundessozialgericht
entschieden, darf der Senat mit dem
Stellvertreter weiterarbeiten, danach
muss ein „echter“ Vorsitzender her.

Deshalb hat das BGH-Präsidium also
Ernemann, der Ende Mai pensioniert
wird, zum doppelten Vorsitzenden ge-
macht. Der verzweifelte Schritt stürzt
den BGH freilich in ein weiteres rechts-
staatlichen Dilemma: Ein Vorsitzender
muss seinen Senat auch faktisch leiten –
was bei der Verdoppelung der mit jähr-
lich 650 Fällen pro Senat ohnehin hohen
Arbeitslast nahezu unmöglich scheint.

Ein halber Vorsitzender ohne Ernen-
nungsurkunde oder ein doppelter ohne
ausreichende Aktenkenntnis: Was nun
rechtens ist, weiß selbst der 2. Strafsenat
nicht. Am Mittwoch hatte das fünfköpfi-
ge Senat – in einer um zwei Richter verän-
derter Besetzung – nämlich noch einen
zweiten Fall zu entscheiden. Das Ergeb-
nis ließ sämtliche Juristen im Saal ratlos
zurück. „In willkürfreier Auslegung“ sei
man zur Auffassung gelangt, der Senat
sei doch ordnungsgemäß besetzt.

Die Umfragewerte werden nicht
besser und liegen weiterhin unter

der 30-Prozent-Marke.

Berlin – Der Menschenrechtsbeauftragte
des Auswärtigen Amtes, Markus Löning
(FDP), hat der Linkspartei Sympathien
für den syrischen Diktator Baschar al-As-
sad vorgeworfen. „Mitglieder der Links-
fraktion haben sich an die Seite des Mör-
ders Assad gestellt. Letztlich sagen sie:
Es ist richtig, dass Assad seine Menschen
umbringt“, sagte Löning am Mittwoch.
Die Kritik Lönings zielt auf einen Online-
Aufruf, der die Aufhebung aller Sanktio-
nen gegen Syrien und Iran fordert. Unter-
zeichnet wurde dieser auch von sechs Ab-
geordneten der Linken im Bundes-
tag. Der Aufruf sei „hochgradig ab-
strus“, sagte Löning. Die Vorsitzenden
der Linken, Gesine Lötzsch und Klaus
Ernst, müssten sich klar von dem Text
distanzieren. Die Unterzeichner, unter ih-
nen die Sprecherin für internationale Be-
ziehungen, Sevim Dagdelen, müssten ih-
re Unterschriften zurückziehen.

In dem Aufruf wird den USA und der
Nato unterstellt, einen Krieg gegen Syri-
en und Iran vorzubereiten. Das sei auch
das Ziel der durch die USA und die EU
verhängten Sanktionen. „Die inneren so-
zialen Konflikte sollen ethnisiert und zu-
gespitzt, ein Bürgerkrieg entfacht wer-
den, um einen Vorwand für die längst ge-
plante militärische Intervention zu schaf-
fen“, heißt es. Maßgeblich beteiligt sei
die Bundesregierung. „Es macht die Lü-
gen von Syriens Präsident Baschar al-As-
sad nicht wahrer, wenn sie ins Deutsche
übersetzt werden“, sagte Elias Perabo
von der Organisation „Adopt a Revoluti-
on“, die in Deutschland um Unterstüt-
zung für die syrische Opposition wirbt.

Auch innerhalb der Linkspartei
wuchs die Kritik. „Ich hätte das niemals
unterschrieben. Unsere Solidarität ge-
hört den Verfolgten in Syrien und anders-
wo“, sagte der linke Bundestagsabgeord-
nete Jan Korte. „Die Regime in Syrien
und im Iran stehen für all das, wogegen
Linke seit Jahrhunderten kämp-
fen.“ Parteisprecher Alexander Fischer
distanzierte sich indirekt von den Unter-
stützern des Aufrufs. „Das Streben der
Völker des Nahen Ostens – einschließlich
Syriens und Irans – nach Frieden, Frei-
heit, Demokratie und Selbstbestimmung
wird von der Linken uneingeschränkt un-
terstützt. Wir verurteilen die Unterdrü-
ckung und Ermordung von politisch An-
dersdenkenden scharf und werden sie
niemals hinnehmen“, erklärte er.

Zu den Unterzeichnern gehören auch
die Abgeordneten Diether Dehm, Annet-
te Groth, Heike Hänsel, Ulla Jelpke und
Eva Bulling-Schröter.   Daniel Brössler

Fröhlich in den Stimmungstest
In Kiel bemüht sich die SPD-Fraktionsspitze um gute Laune – die einzige Wahl des Jahres in Schleswig-Holstein soll ein Erfolg werden

40 000 offene Verfahren belasten das
Berliner Sozialgericht. Foto: dapd

„An der Seite des
Mörders Assad“
Kritik an Aufruf von Linken,

Syrien-Sanktionen zu beenden

Richter mit Doppelleben
Kurioser Personalstreit am BGH: ein Jurist als Vorsitzender zweier Senate

Klagen im Zwölf-Minuten-Takt
Deutschlands größtes Sozialgericht will bei Hartz IV nicht zum Mahnbüro werden
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Keine Risse in der Kanzlerkandidaten-Troika: Sigmar Gabriel, Peer Steinbrück und Frank-Walter Steinmeier (von links) wollen erst in einem Jahr bekanntge-
ben, wer von ihnen den Bundestagswahlkampf anführen wird. Foto: Marco Urban
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